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Wir kommen voran in der Flüchtlingskrise

Beim Treffen der europäischen Staats‐ und Regierungschefs stimmten al le 28 EU‐Mitgl iedstaaten in den
vier zentra len Zielen überein: Flüchtl ingszahlen spürbar und rasch reduzieren, EU‐Außengrenzen schützen,
i l lega le Migration verringern und den SchengenRaum bewahren. Die Überzeugung, dass ein europäisches
Problem auch nur auf europäischer Ebene gelöst werden kann, tei len die Staaten ebenfa l ls. Die
österreichische Haltung wurde auf dem EU‐Gipfel zu Recht kritisiert. Die Pol itik des Durchwinkens von
Flüchtl ingen auf dem Balkan muss, auch nach dem Wil len der EU‐Kommission, ein Ende haben.

Der Einsatz der NATO in der Ägäis begann in dieser Woche. Der maßgebl ich von deutscher Seite
vorangebrachte Einsatz wird helfen, das Geschäft kriminel ler Schlepper zu beenden und so eine
ungeregelte Einwanderung in die EU unterbinden. Wichtig ist dabei d ie Zusage der Türkei , aufgegriffene
Flüchtl inge zurückzunehmen.

Die Türkei ist ein zentra ler Partner bei der Lösung der Flüchtl ingskrise. Deshalb ist es gut, dass nicht nur
ein ige, sondern al le EU‐Staaten am 6./ 7. März mit der Türkei d ie Umsetzung des gemeinsamen
Aktionsplans EU‐Türkei beraten. Die EU hi l ft der Türkei mit 3 Mil l iarden Euro und über Visaerleichterungen
wird verhandelt, bei letzterem werden wir auf die genaue Ausgesta ltung achten. Wir dürfen dabei n icht
vergessen, dass d ie Türkei mit der Aufnahme von über 2 Mil l ionen Flüchtl ingen in den letzten Jahren
Enormes geleistet hat und zudem den Arbeitsmarkt für syrische Flüchtl inge geöffnet hat. Zudem sind wir
dabei , d ie bi latera le Zusammenarbeit mit der Türkei auszuweiten.

Bei der Bekämpfung der Fluchtursachen geht es ebenfa l ls voran: Die Geberkonferenz in London hat
beschlossen, mehr a ls 9 Mil l iarden Euro zur Verfügung zu stel len, auch um die Versorgung gerade in den
Flüchtl ingslagern in den Nachbarländern Syriens zu verbessern.

Auch im eigenen Land bleiben wir nicht untätig: Wir beschlossen in dieser Woche das Asylpaket I I und die
Verschärfungen des Ausweisungsrechts für straffä l l ig gewordene Ausländer. Wir wären al lerd ings weiter,
wenn nun auch die rot‐grün regierten Länder ihrer Verantwortung für unser Land nachkämen und etwa der
Erweiterung der Liste der sicheren Herkunftsstaaten um Algerien, Marokko und Tunesien zustimmen
würden. In den Bundesländern muss endl ich mehr geschehen. Gerade die rot‐grünen Landesregierungen in
Baden‐Württemberg, Nordrhein‐Westfa len oder Rhein land‐Pfa lz kommen ihrer Aufgabe, d ie große Zahl der
ausreisepfl ichtigen Personen auch tatsächl ich auszuweisen, h ier nicht nach.

Jetzt ist wichtig für unsere Freunde, d ie in der Endphase von Wahlkämpfen stehen, dass wir geschlossen
bleiben und die Pol itik unserer Bundeskanzlerin unterstützen. Denn, frei nach Goethes „Hermann und
Dorothea“: der Mensch, der zur schwankenden Zeit auch schwankend gesinnt ist, der vermehret das Übel .

Die Ereignisse in Sachsen in den letzten Tagen erfü l len uns mit Sorge: Wir sind entsetzt, dass Einheimische
sich so gegenüber ankommenden Flüchtl ingen verhalten oder Beifa l l klatschen, wenn ein
Asylbewerberheim brennt. Es ist erschreckend und beschämend, dass so etwas in unserem Land passiert.
Man kann ja unterschied l icher Meinung sein in pol itischen Fragen, aber anderen Menschen so kaltherzig
und hasserfü l l t gegenüberzutreten, ist absolut nicht hinnehmbar. Unsere christl ichen Werte verlangen
einen ordentl ichen Umgang mit Menschen unabhängig davon, woher sie kommen.
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Link: Faktencheck Flüchtlingspolitik

Asylpaket II beschlossen

I n d ieser Woche haben wir d ie Änderungen im Asylgesetz, Aufenthaltsgesetz und im
Asylbewerberleistungsgesetz beschlossen. Die Änderungen umfassen zum einen beschleunigte
Asylverfahren für Asylbewerber aus sicheren Herkunftsstaaten, sowie für Folgeantragstel ler und ihren
Mitwirkungspfl ichten nicht nachkommenden Asylbewerbern. Zum anderen regeln wir d ie zur Durchführung
dieser Maßnahme eingerichteten Aufnahmeeinrichtungen. Zudem werden wir den Famil iennachzug für
subsid iär Schutzberechtigte für zwei Jahre aussetzen. Flüchtl inge können an den Kosten für
Integrationsmaßnahmen betei l igt werden.

Auf der Homepage der CDU/CSU‐Bundestagsfraktion haben wir einen "Faktencheck Flüchtl ingspol itik"
zusammengestel l t, welcher zahlreiche Fragen beantworten sol l und die bereits getroffenen Maßnahmen
erläutert. Zudem habe ich für Sie unserer bisherigen Fortschritte in der Asyl‐ und Flüchtl ingspol itik in einer
Grafik zusammengefasst.

https://www.cducsu.de/spezial/faktencheck-fluechtlingspolitik
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Leichtere Ausweisung von Straftätern

Beschlossen haben wir in d ieser Woche auch das
Gesetz zur erleichterten Ausweisung von
straffä l l igen Ausländern und zum erweiterten
Ausschluss der Flüchtl ingsanerkennung bei
straffä l l igen Asylbewerbern. Das Gesetz beinhaltet
Konsequenzen aus den Ereignissen in Köln in der
Si lvesternacht. Wir ziehen in zweierlei H insicht d ie
richtigen Lehren: Zum einen können straffä l l ige
Ausländer künftig leichter abgeschoben werden,
zum anderen werden wir straffä l l ige Asylbewerber
schnel ler d ie Flüchtl ingsanerkennung verweigern.
Bei Asylsuchenden reicht künftig eine Freiheits‐
oder Jugendstrafe von mindestens einem Jahr
statt bisher von drei Jahren aus, um ihnen die
Anerkennung zu verwehren.

Für a l le in Deutschland lebenden Ausländer gelten
künftig schärfere Ausweisungsregeln . Seit dem 1.
Januar 2016 gi l t das neue Ausweisungsrecht, bei
dem das Abschiebeinteresse gegen das
Bleibeinteresse abgewogen wird. Künftig wird ein
schwerwiegendes Ausweisungsinteresse bereits
dann vorl iegen, wenn ein Ausländer wegen
bestimmter Straftaten rechtskräftig zu einer
Freiheits‐ oder Jugendstrafe verurtei l t worden ist,
unabhängig davon, ob die Strafe zur Bewährung
ausgesetzt ist. Das Ausweisungsinteresse ist dann
bereits besonders schwerwiegend, wenn eine
rechtskräftige Verurtei lung zu einer Freiheits‐ oder
Jugendstrafe von mindestens einem Jahr erfolgt
ist. Damit stel len wir sicher, dass nur diejenigen
Personen Schutz und Unterstützung in
Deutschland erhalten, d ie d iese auch tatsächl ich
verdienen und die sich dieser würdig erweisen.

Nienburg plant den Breitbandausbau

Derzeit fördert der Bund die Kommunen mit bis zu
50.000 Euro um die Planung und Durchführung
von Breitbandausbauvorhaben zu erleichtern. In
d ieser Woche wurde nun die Förderzusage an den
Landkreis N ienburg ertei l t. Kreisrat Thomas
Schwarz und Landkreismitarbeiter Malte Sudhop
nahmen den Förderbescheid vom
Bundesverkehrsminister Alexander Dobrindt
persönl ich in Berl in in Empfang. Als Abgeordneter
ist es immer schön, Geld aus Berl in mit in den
Wahlkreis bringen zu können. Der ländl iche Raum
profitiert und das ist auch gut so.

Auch nach der Planungsphase gibt es
Förderungen. H ierbei wird der Netzausbau
technologieneutra l gefördert. Der Fördersatz
beträgt im Regelfa l l 50 Prozent der
zuwendungsfähigen Kosten. Der Höchstbetrag pro
Projekt l iegt bei 15 Mil l ionen Euro. Das
Bundesprogramm ist z. B. mit Förderprogrammen
der Länder kombinierbar.
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Öffentlichkeitsbeteiligung zum Erdkabel

Bis zum 18. März hat d ie Öffentl ichkeit d ie Mögl ichkeit, schriftl ich Stel lung zu
beziehen. Der Ende letzten Jahres gesetzl ich festgelegte Vorrang von
Erdkabeln führte zu veränderten Planungsgrundsätzen für bestimmte
Gleichstromleitungen. Die Bundesnetzagentur hat a ls zuständige
Genehmigungsbehörde deshalb ein Positionspapier entworfen. Darin legt sie
a l le wesentl ichen, rechtl ichen und methodischen Anforderungen an die
Anträge auf Bundesfachplanung fest, d ie sich aus dem Erdkabelvorrang für die Planungen der
Vorhabenträger ergeben.

Zu den Kernpunkten des Papiers zählt d ie Ausgesta ltung der gesetzl ich vorgesehenen Suche nach einem
mögl ichst geradl in igen Verlauf der Leitung um die Eingriffe in d ie Natur und Landschaft zu reduzieren und
die Kosten zu verringern. Auch grundlegende Anforderungen für die Findung eines 500 bis 1000 Meter
breiten Trassenkorridors und mögl icher Alternativen unter Berücksichtigung des Vorrangs von Erdkabeln,
werden im Papier aufgegriffen.

Während des Konsultationszeitraums veransta ltet d ie Bundesnetzagentur am 3. März 2016 in Bonn eine
Methodenkonferenz, um mit Experten aus Pol itik, Verwaltung, Wirtschaft, Verbänden und der
interessierten Öffentl ichkeit über den Entwurf des Positionspapiers zu diskutieren. I ch würde mich freuen,
wenn die Bürgerinnen und Bürger, Kommunen, Verbände und Bürgerin itiativen unserer Region die
Mögl ichkeit nutzen und sich in dieses Verfahren einbringen würden.

Einigung mit Großbritannien

Die vom Europäischen Rat in schwierigen
Verhandlungen erreichten Beschlüsse zu Anl iegen
Großbritanniens ebnen den Weg dafür, dass das
dortige Referendum am 23. Juni zugunsten
Europas ausgehen kann. Die Kompromisse, d ie wir
dafür eingegangen sind, sind gerechtfertigt. Denn
ein Verbleib Großbritanniens in der EU ist von
außerordentl icher Bedeutung – das Land ist ein
Partner im Geist und im Markt und unser
drittwichtigster Außenhandelspartner. Mehr als
erfreul ich ist es, dass der Verhandlungsprozess in
Brüssel vom erkennbaren Wil len der Ein igung
geprägt war.

Die Schlussfolgerungen des Europäischen Rats
tragen dem Reformanl iegen Großbritanniens
Rechnung, so etwa mit den Neuregelungen für das
Verein igte Königreich innerhalb der EU sowie

besonderen Bestimmungen zur Bankenunion und
der weiteren Integration des Euro‐Raumes. Mit
der Neuregelung des Kindergeldes zum Schutz der
Sozia lsysteme, Vereinbarungen zur Steigerung der
Wettbewerbsfähigkeit, der Stärkung der Rol le der
nationalen Parlamente und des Grundsatzes der
Subsid iarität wurden dabei aber auch Ergebnisse
erziel t, d ie in unserem Sinne sind und von denen
Deutschland und Europa in Zukunft profitieren
dürften.

Nun ist es an den britischen Bürgern zu
entscheiden, ob das Land Tei l der Europäischen
Union bleibt. Wir a l le können dazu beitragen,
indem wir in den kommenden Monaten
vermeiden, Europa schlecht zu reden. Denn
wesentl ich mitentscheidend für das Votum wird
auch das Bi ld von Europa sein , das sich der
britischen Öffentl ichkeit in den kommenden
Monaten beim Bl ick über den Ärmelkanal bietet.

Mehr aufwww.maik-beermann.de

http://www.maik-beermann.de/oeffentlichkeitsbeteiligung-der-bundesnetzagentur/
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Förderung für benachteiligte Personen

Die Auftaktveransta ltung des Europäischen
Hi l fsfonds für die am stärksten benachtei l igten
Personen (EHAP) fand im Bundesministerium für
Arbeit und Sozia les statt. Der H i l fsfond fördert
Projekte, d ie sich an besonders benachtei l igte
neuzugewanderte EU‐Bürger/‐innen und deren
Kinder richten.

I ch freue mich, dass mit meiner Unterstützung
auch ein Projekt im Landkreis N ienburg gefördert
wird. Der Verein "Herberge zur Heimat" und die
Samtgemeinde Liebenau, d ie bei dem Projekt
kooperieren, werden mit finanziel len Mitteln
unterstützt. Bundesweit werden 88 Projekte
gefördert.

V. l .n .r. : Wolfgang Husemann (Ministerium), Matthias Mente (Herberge zur
Heimat) , Nadine Schl ier (SG Liebenau) und Claudia Vogt (Herberge zu
Heimat)

Der neue Bundesverkehrswegeplan

Die Koal itionsfraktionen haben sich darauf
geein igt, dass am 16. März der Entwurf des
Bundesverkehrswegeplans ‎in einer Sondersitzung
des Verkehrsausschusses im Deutschen Bundestag

vorgestel l t werden sol l .
Wir beginnen damit
auch hier im Parlament
die Diskussion über
unsere Verkehrsinfra‐
struktur der nächsten
15 Jahre. Wir brauchen

ein sol ides und effizientes Straßen‐, Schienen‐ und
Wasserstraßennetz – und zwar sowohl in den

Bal lungszentren als auch in der Fläche.

Wichtig für die Bürgerinnen und Bürger in
N ienburg und Schaumburg wird der Zeitraum nach
der Vorstel lung des Entwurfs sein . Denn dann
beginnt d ie sechswöchige Betei l igung der
Öffentl ichkeit. Angemeldet wurden insgesamt fast
2000 Projekte, welche für den neuen Plan
bewertet wurden. Diese Ergebnisse werden im
Internet veröffentl icht, damit d ie Bürgerinnen und
Bürger onl ine mitd iskutieren können.

Ich hoffe auf eine rege Betei l igung, denn nur
gemeinsam können wir hier für Verbesserungen
sorgen.

Die Reallöhne steigen

Deutschland verzeichnet den höchsten Anstieg des Real lohnindexes seit der Erhebung dieser Daten im
Jahre 2008. Im Jahr 2015 sind die Real löhne im Vergleich zum Vorjahr um 2,5 Prozent gestiegen. Gründe
dafür sind leicht steigende Verbraucherpreise (+0,3 Prozent) bei mittleren nominalen
Verdienststeigerungen (+2,8 Prozent) . Besonders deutl ich ist der nominale Zuwachs bei Beschäftigten mit
unterdurchschnittl ichen Verdiensten. So gab es einen Anstieg des monatl ichen Bruttoverdienstes um 4,1
Prozent bei ungelernten Arbeitnehmern im Vergleich mit den sonstigen Beschäftigungsgruppen. Bei
geringfügig Beschäftigten lässt sich ein Verdienstzuwachs von 4,7 Prozent konstatieren, bei Tei lzeitkräften
beträgt er noch 3,0 Prozent und bei Vol lzeitbeschäftigten 2,6 Prozent.
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Wulff zu Gast bei der Jungen Gruppe

"Wir sol l ten uns bei pol itischen Entscheidungen
immer fragen: Was ist gut für Deutschland?",
erklärte der Bundespräsident a.D. Christian Wulff
in d ieser Woche auf der Sitzung der Jungen
Gruppe der CDU/CSU‐Bundestagsfraktion. Recht
hat er! Nur ist d ies derzeit eine wirkl ich schwierige
Frage. Es war ein spannender und interessanter
Austausch.

Die Junge Gruppe ist ein Zusammenschluss von
Bundestagsabgeordneten meiner Fraktion, d ie bei
der Wahl unter 35 Jahre alt waren. Wir setzen uns
für eine nachhaltige und generationengerechte
Pol itik ein .

Frauen häufiger in Arbeit

Von 2001 bis 2015 wurden 64 Prozent a l ler neu entstandenen Arbeitsplätze in Deutschland mit Frauen
besetzt. Dies l iegt laut IW Köln vor a l lem an der verstärkten Bedeutung des Dienstleistungssektors: Im
entsprechenden Zeitraum entstanden rund 1,6 Mil l ionen neue Jobs a l leine im Erziehungs‐, Gesundheits‐
und Sozia lwesen, von denen 1,2 Mil l ionen Stel len mit Frauen besetzt wurden. Während die
Erwerbslosenquote in Deutschland im Dezember 2015 für Frauen bei 4,1 Prozent und für Männer bei 4,9
Prozent lag, sind Frauen vor a l lem in den angespannten Arbeitsmärkten Südeuropas noch häufiger auf
Jobsuche. In nahezu al len EU‐Ländern hat sich das Verhältn is der geschlechterspezifischen
Erwerbslosenquoten seit Beginn der Wirtschaftskrise 2009 jedoch zugunsten der Frauen verbessert. Im EU‐
Durchschnitt lag die Erwerbslosenquote im Dezember 2015 bei 9 Prozent der Männer und 9,1 Prozent der
Frauen.

Politik braucht Frauen

I ch besuchte die Tei lnehmerinnen des
niedersächsischen Mentoring‐Programms "Pol itik
braucht Frauen", welche in dieser Woche an
einem mehrtägigen Planspiel der "Bundeszentra le
für pol itische Bi ldung" und der "Europäischen
Akademie Berl in" tei lnahmen. Thema des
Planspiels war "Fluchtpunkt Europa". I ch führte

interessante Gespräche mit den
pol itikinteressierten Tei lnehmerinnen aus dem
Schaumburger Land.

Die niedersächsische Landesregierung möchte
pol itisch interessierte Frauen durch das
Mentoring‐Programm "Pol itik braucht Frauen"
ermutigen, sich stärker einzubringen und aktiv an
pol itischen Entscheidungen mitzuwirken.
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